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Gemeinderätin Franziska 
Teuscher macht sich stark für eine
lebenswerte Stadt Bern für alle. 

Fair-Food-Initiative jetzt unterschreiben!



� Am 19. Oktober veranstaltet das GB am autofreien
Sonntag wiederum Tanzworkshops auf den Strassen
und Plätzen – sei mit uns dabei und geniesse tanzend
die autofreien Strassen! 
Mehr Infos auf www.gbbern.ch

aktions

bern

Im jüngst publizierten nationalen Velostädte-Rating
«Prix Velostädte» belegt die Stadt Bern den enttäu-
schenden 18. Platz. Das GB und die JA! fordern den Ge-
meinderat auf, bei der Veloförderung nun zügig vor-
anzuschreiten. 

Die Mobilitätsbedürfnisse steigen heute in der ganzen
Schweiz stark an. Es wird viel in den Ausbau des ÖV in-
vestiert, der danach jedoch bald wieder an die Kapa-
zitätsgrenzen stösst. Das Ausbaupotenzial für den Ve-
loverkehr ist dagegen sehr gross. Das Velo ist im inner-
städtischen Verkehr mit vielen kurzen und mittellan-
gen Distanzen das effizienteste Verkehrsmittel. Der
Veloverkehr belastet die Luft nicht, schafft keine Lärm-

probleme und beansprucht dazu wenig Platz. Wer Velo
fährt, ist rascher am Ziel, bleibt länger gesund und
schont das Portemonnaie. 
        Bern war zwar mit der Einführung der Fachstelle
Fuss- und Veloverkehr, die auf eine Initiative des GB zu-
rückgeht, 2001 eine Pionierin. Seither haben aber an-
dere Städte Bern überholt. Das GB und die JA! reichten
deshalb letzten Sommer im Stadtrat ein Vorstoss-
Paket ein. Damit die Veloförderung in der Stadt Bern
vorangetrieben wird und mehr Menschen zum Velofah-
ren motiviert werden, braucht es verbindliche Zielset-
zungen. Der Anteil der Wege, die in der Stadt Bern mit
dem Velo zurückgelegt werden, liegt heute bei 11,4 Pro-
zent – wir wollen, dass sich dieser Anteil bis 2030 ver-
doppelt. Wir fordern vom Gemeinderat ein umfassen-
des Massnahmenkonzept, damit dieses Ziel erreicht
werden kann. 
        In welche Richtung es gehen kann, zeigen wir in
einem umfangreichen Positionspapier auf. Zwei zen-
trale Elemente sind direkte und sichere Veloverbindun-
gen zwischen der Innenstadt, den Quartieren und der
Agglomeration sowie genügend kostenlose Veloab-
stellplätze im Zentrum und an allen ÖV-Knoten. 
        Grünes Licht für die Velostadt Bern heisst: mehr
Mittel für den Veloverkehr bereitstellen, den motori-
sierten Individualverkehr reduzieren und damit mehr
Platz für Velos schaffen!

Franziska Grossenbacher, GB-Stadträtin, 
Vize-Fraktionspräsidentin GB/JA!

Grünes Licht 
für die Velostadt Bern!     
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Stadt
� Tram Region Bern: Ausführungskredit     JA

National
� Volksinitiative «Schluss mit der MwSt-
Diskriminierung des Gastgewerbes!» NEIN
� Volksinitiative vom 23. Mai 2012 
«Für eine öffentliche Krankenkasse» JA

Grüne Welle für Velos – eine der
Forderungen im Positionspapier
des GB und der JA! zur Velopolitik.

Abstimmungen vom 28. September



Die Schweiz muss bei der Nahrungsmittelproduktion
über den Tellerrand schauen: Laut der neu lancierten
Fair-Food-Initiative der Grünen Partei Schweiz sollen
importierte Lebensmittel mindestens nach Schwei-
zer Standards hergestellt sein.

In der Schweiz verursacht die Ernährung 31 Prozent
der Umweltbelastung. Damit stellt sie eine ähnliche
Belastung dar wie Wohnen und Verkehr. Die Fair-
Food-Initiative der Grünen Schweiz will diesen Anteil
reduzieren. Sie verlangt die Förderung von naturna-
her Landwirtschaft, Massnahmen gegen Lebensmit-
telverschwendung und eine Verbesserung der Trans-
parenz für Konsumentinnen und Konsumenten. Doch
die Initiative fordert mehr als nur eine gesunde und
umweltschonende Erzeugung der in der Schweiz kon-
sumierten Lebensmittel: Vor allem soll unser Essen
auch unter fairen Arbeitsbedingungen und unter Ein-
haltung hoher Tierschutzanforderungen produziert
werden. Da die Schweiz rund die Hälfte ihrer Nah-
rungsmittel importiert, gelten die Vorgaben der In-

itiative besonders für Importlebensmittel: Auch die-
se sollen mindestens nach denselben Standards wie
Schweizer Nahrungsmittel hergestellt werden. Der
Import von Fleisch aus Massentierhaltung und Bat-
terieeiern soll genauso wenig möglich sein, wie derje-
nige von Tomaten, die von unterbezahlten und Pes-
tiziden ausgesetzten Angestellten geerntet worden
sind. Ein Schweizer Haushalt gab 2011 bloss knapp
sieben Prozent seines Bruttoeinkommens für Essen
und Trinken aus. Die Fair-Food-Initiative sorgt dafür,
dass dieser rekordtiefe Wert nicht auf Kosten von
Mensch, Tier und Natur noch weiter gedrückt wird. 
Regula Bühlmann, GB-Stadträtin

  
        

Fair-Food-Initiative: Kein 
Billigessen auf Kosten anderer

stand

Komfort, Kapazität, Lebensqualität, stadtverträg-
liche Mobilität sowie Umwelt- und Klimaschutz ge-
hören zu den Vorteilen des überregionalen Tram-
projektes. Fuss- und Veloverkehr profitieren von
weniger Motorfahrzeugverkehr, Lärm und Abgasen
und die Verdichtung von Arbeitsplätzen und Wohn-
raum findet dank dem Tram am richtigen Ort statt. 

Die Linie 10 transportiert jährlich rund 17 Millionen
Fahrgäste – etwa gleich viele, wie alle Postautos im
Kanton Bern transportieren. Die Umstellung der
Linie 10 (Köniz–Bern–Ostermundigen) von Bus auf
Tram ist ein notwendiger Ausbauschritt der Ver-
kehrsinfrastruktur. Das Tram trägt dazu bei, das Ver-
kehrswachstum mit dem ÖV zu bewältigen und
reduziert die Belastung der Anwohnenden durch
den Motorfahrzeugverkehr. Mit dem Tram Bern
West hat der motorisierte Verkehr in Berns Westen
um sieben Prozent ab- und der ÖV um 23 Prozent zu-
genommen. Die verhinderte Motorverkehrszunah-
me ist massiv.

Entlang der Linie 10 befinden sich wichtige Entwick-
lungsgebiete für Wohnen und Arbeiten. Das Tram
verbindet diese mit dem Stadtzentrum. Die Linien-
führung ist deshalb sinnvoll. Bäume entlang der
Linie werden nur bei absoluter Notwendigkeit ge-
fällt und jeder durch einen einheimischen ersetzt.
Das Tram federt die Landschaftszersiedelung und
den Druck auf Strassenausbauten in der Agglomera-
tion ab. Trotz der langen und komplexen Strecke ist
es nicht teurer als vergleichbare Tramprojekte. Von
den 495 Millionen Franken steuern die drei Gemein-
den 100 Millionen bei. Davon fallen 60 Millionen oh-
nehin für Sanierungsarbeiten an (Strassen, Plätze,
Werkleitungen). Den Hauptanteil bezahlen Bund
und Kanton.

Deshalb am 28. September JA zum Tram Region
Bern.

Stéphanie Penher, Stadträtin und 
Fraktionspräsidentin GB/JA!

Das Tram Region Bern 
bietet mehr

«Was wir essen, gilt generell als
Privatsache: Wie gesund wir uns
ernähren, gehört in den Bereich
der Selbstverantwortung. Doch
die Selbstverantwortung hört
dort auf, wo sie dem Wohl ande-
rer schadet. Essen kann nicht nur
Privatsache sein: In der reichen
Schweiz dürfen wir nicht auf 
Kosten anderer Menschen, Tiere
und der Ökologie die Lebens-
mittelpreise tief halten.»
Regula Bühlmann, 
GB-Stadträtin

«Eine Stadt der Zukunft setzt
auf ÖV, Fuss- und Veloverkehr.
Das Tram ist ein unverzichtba-
rer Beitrag für den städtischen
Lifestyle, genau wie das Velo,
Veloverleihsysteme oder Velo-
hauslieferdienste. Begleitend
zur Vision der Tramstadt Bern
braucht es neue Prioritäten-
setzungen, denn gerade das
Velo entlastet den ÖV und ist
das umweltfreundlichste aller
Verkehrsmittel.»
Stéphanie Penher, GB-Stadträtin
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� Das GB wird am Herzogstrassenfest (6./7. Septem-
ber) und am autofreien Sonntag (19. Oktober) mit ei-
nem Stand präsent sein und für die Fair-Food-Ini-
tiative sammeln. Dabei sind wir froh um eure Unter-
stützung! Infos: info@gbbern.ch

aktions



mittel

Mehr Investitionen in die Le  
Zwischenbilanz 
� Das Frühförderprogramm 

Primano wurde finanziell auf eine

sichere Basis gestellt.

� Mit der neuen Strategie zur be-

ruflichen und sozialen Integration

sollen jugendliche Arbeitslose und

Langzeitarbeitslose in den Arbeits-

alltag integriert werden.

� Die Suchtstrategie führt die be-

währte Politik mit neuen Akzenten

wie der Alkoholprävention und

dem Engagement für die Cannabis-

Legalisierung weiter. 

� Mit einem neuen Massnahmen-

plan wird die Integration der 

Migrationsbevölkerung gefördert.

Alle Bewohnerinnen und Bewohner

sollen – unabhängig von Herkunft,

Nationalität und Sprache – 

besseren Zugang zu städtischen

Dienstleistungen haben. 

� Das Schulhaus Brünnen befindet

sich im Bau. Der Schulhaus-Neubau

wird im Minergie-P-Eco-Standard

realisiert.

� Die Zusammenarbeit der Schul-

behörden wurde neu geregelt. 

� Die Zusammenarbeit mit den 

privaten und städtischen Kita-

Betrieben bei der Einführung der

Betreuungsgutscheine in der fami-

lienergänzenden Kinderbetreuung

ist konstruktiv.

� Die Sportinfrastruktur wird

punktuell verbessert: Diesen

Herbst wird die neue Dreifach-

sporthalle Weissenstein eröffnet.

Mit der geplanten 50-Meter-

Schwimmhalle wird der Engpass

bei den Hallenbädern beseitigt. 

In der traditionsreichen KaWeDe

bleibt der Sommer- und Winter-

betrieb erhalten.
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Franziska Teuscher, GB-Mitglied der ersten Stunde,
ist seit bald zwei Jahren Gemeinderätin und steht der
Direktion für Bildung, Soziales und Sport BSS mit
knapp 2000 Mitarbeitenden vor – eine Zwischenbi-
lanz kurz vor der Legislatur-Halbzeit.

Franziska, seit deiner Wahl in den Gemeinderat sind
knapp zwei Jahre vergangen. Welche Bilanz ziehst
du?
� Ich fühle mich sehr wohl als Gemeinderätin – so-
wohl persönlich als auch politisch. Mein Amt ist ab-
wechslungsreich, lebendig, oft hektisch und manch-
mal braucht es viel Fingerspitzengefühl, um einen
Schritt weiter zu kommen. Für die nächsten zwei
Jahre habe ich mir noch einiges vorgenommen, so 
will ich etwa in den Schulen die Basisstufe weiter 
ausbauen und den Standort für die Schwimmhalle
klären. 

Diesen Sommer wurde im Wankdorf die vierte Basis-
stufenklasse in Bern eröffnet. Ist die Basisstufe ein
Erfolgsmodell?
� Ja, ich bin von jahrgangsgemischten Klassen über-
zeugt: Der Übergang vom spielerischen zum syste-
matischen Lernen ist in der Basisstufe fliessend. Die
Kinder werden ihrem Entwicklungsstand entspre-
chend individuell gefördert.

Basisstufenklassen sind aber immer noch die Aus-
nahme...
� Das ist so, aber jedes Jahr kommen weitere Klassen
hinzu. So nähern wir uns dem Ziel, die Basisstufe flä-
chendeckend einzuführen. Der Ausbau braucht Zeit:
Viele Schulzimmer müssen zuerst basisstufentaug-
lich gemacht werden. Das machen wir aus Kosten-
gründen nur im Zuge von Schulhaussanierungen.
Zudem verordnen wir die Basisstufe nicht von oben.
Die Einführung der Basisstufe ist nur dann ein Erfolg,
wenn sie von den Lehrkräften und den Eltern mitge-
tragen wird. Ich bin zuversichtlich: Denn wer weiss,
wie die Basisstufe funktioniert, ist von deren Vorzü-
gen überzeugt.

Auf das neue Schuljahr hin wurden in der Stadt Bern
15 neue Klassen eröffnet – die Stadtberner Schulen
platzen aus allen Nähten.
� Zwischen 1980 und 2000 verzeichnete Bern Jahr
für Jahr sinkende Bevölkerungszahlen und galt als
«Rekord-Schrumpferin». Die Stadt hat grosse An-

strengungen gegen die Abwanderung unternommen.
Seit 2005 ist der Negativtrend gebrochen – seither
wächst die Bevölkerung wieder. Und seit 2011 haben
wir auch wieder steigende Schülerinnen- und Schüler-
zahlen. Das zeigt: Bern ist für Familien attraktiv.

Im Frühling rief eine Schulkommission die Eltern zur
Mitarbeit bei der Schulraumsuche auf...
� Wir haben keinen Schulraum auf Vorrat. Da sich
der Generationenwechsel in einem Quartier unerwar-
tet schnell vollzog, mussten wir zum Teil sehr kurzfri-
stig Unterrichtsräume bereitstellen. Es wird auch in
Zukunft eine Herausforderung bleiben, dass am rich-
tigen Ort genügend Schulraum zur Verfügung steht.



   e Lebensqualität nötig
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Abhilfe schaffen können wir in solchen Fällen mit fle-
xibel einsetzbaren, temporären Modulbauten.

Das Bevölkerungswachstum bedingt grössere Inve-
stitionen.
� Die Lebensqualität in Bern ist hoch. Damit dies
auch in Zukunft so bleibt, müssen wir zusätzliche In-
frastruktur und Dienstleistungen bereitstellen. Der
Gemeinderat wird hier Prioritäten setzen und mehr
finanzielle Mittel zur Verfügung stellen müssen.

Aber die Finanzlage der Stadt bleibt angespannt?
� Die Stadt Bern hat in den letzten Jahren 14 Sparpa-
kete geschnürt, zwei davon musste ich in meiner Zeit

als BSS-Direktorin mittragen. Zu schaffen macht uns
immer mehr auch die kantonale Finanzpolitik: Auf
Steuersenkungen folgen Sparpakete. Diese haben
auch Auswirkungen auf die Stadt. Wenn der Kanton
bei den Krankenkassenprämienverbilligungen spart,
landen mehr Menschen in der Sozialhilfe. Wenn der
Grosse Rat die Sozialhilfe um 10 Prozent kürzt, so
drängt er immer mehr Menschen in die Armut. Der
RGM-Gemeinderat muss hier seinen Handlungsspiel-
raum ausnützen, wie etwa bei den Programmen zur
beruflichen und sozialen Integration (vgl. Seite 7).

Du willst die Asylunterkunft im Hochfeld mittel-
fristig schliessen.
� Die unterirdische Anlage ist als Asylunterkunft un-
geeignet. Der Kanton hatte vor zweieinhalb Jahren
versprochen, die Anlage nur provisorisch zu betrei-
ben. Daraus ist ein «Providurium» geworden. Ich
habe die Initiative ergriffen und mit dem Kanton aus-
gehandelt, das Zentrum zu schliessen, sobald eine
oberirdische Unterkunft gefunden ist. Bis dahin wird
die Belegungszahl im Hochfeld reduziert. Stadt und
Kanton müssen nun rasch alternative Unterbrin-
gungsmöglichkeiten finden – sei dies in Modulbauten
wie in Zürich, sei dies in oberirdischen Liegenschaf-
ten der Stadt oder von privaten Wohneigentümern. 

Du bist Mitglied des städtischen Fonds für Boden-
und Wohnbaupolitik. Auf dem Mittel- und Viererfeld
sollen rund 3000 Wohnungen entstehen. Was ist
dein Anliegen in der Wohnbaupolitik?
� Die Stimmbevölkerung hat im Mai die Initiative
«Wohnen für alle» angenommen und damit bekräf-
tigt, dass Wohnraum für alle bezahlbar bleiben soll.
Durch genossenschaftlichen Wohnungsbau lassen
sich aber auch andere Ziele besser erreichen, etwa
eine ökologische Bauweise, energiearmes und auto-
freies Wohnen, eine gute soziale Durchmischung, ge-
meinschaftliche Wohnformen oder Generationen-
wohnen. Allerdings ist der Boden eine wertvolle, end-
liche Ressource, mit der wir sorgsam umgehen soll-
ten. Wir müssen deshalb die innere Verdichtung stär-
ker fördern.

Interview: Natalie Imboden, GB-Präsidentin

Franziska Teuscher kurz vor
dem Abschluss der Sanierungs-
arbeiten im Grossen Länggass-
Schulhaus: Das Schulhaus aus
dem Jahre 1891 wurde in den
letzten 12 Monaten umfassend
saniert und erfüllt nun den Mi-
nergie-P-Standard. Dank dem
Ausbau des Dachgeschosses
steht in der Länggasse künftig
mehr Schulraum zur Verfügung.



stand

Am 17. Juni organisierte die AG macht des Grünen
Bündnis im Frauenraum der Reitschule ein Podium
zum Thema Prostitution. Dieses war mit rund 80 Be-
sucherInnen ein voller Erfolg. Diskutiert wurde das
Thema aus feministischer Perspektive mit Fokus auf
ökonomische, rechtliche, migrationspolitische und
ethische Dimensionen.

Unter anderem aus gleichstellungspolitischen Überle-
gungen bemüht man sich in verschiedenen Ländern
Europas darum, die Prostitution einzudämmen: So-
lange Männer – gegen Bezahlung – über den Körper
einer Frau verfügen und diesen damit zum Objekt ma-

chen, werden patriarchale Strukturen aufrechterhal-
ten. Eine solche Machtasymmetrie steht einer gleich-
berechtigten Gesellschaft diametral entgegen.
        Nach der Argumentation des Europaparlaments
bedeutet Prostitution eine Verletzung der Menschen-
rechte und der Würde des Menschen. Frei nach Kant
ist der Mensch immer Zweck an sich und nie Mittel
zum Zweck. Die menschliche Würde hat keinen Preis
und der Mensch kann somit nicht wie eine Ware ge-
handelt und getauscht werden.
        Die Frage nach der Freiwilligkeit stellte auch am
Podium einen zentralen Diskussionspunkt dar. Drängt
man die Frauen in eine Opferrolle, wenn man diese
Freiwilligkeit in Frage stellt? Widerspricht dies den 
feministischen Bemühungen zur Emanzipation und
Selbstermächtigung? Die vorhandenen statistischen
Daten1 sprechen eine andere Sprache und weisen auf
strukturelle Benachteiligungen der Prostituierten hin.
Die damit einhergehenden Machtstrukturen ausser
Acht zu lassen, entspricht einer neoliberalen Gesell-
schaftslogik, gemäss dieser nicht gesellschaftliche
(Macht-)Strukturen, sondern allein die Individuen
selbst für ihre Situation verantwortlich sind. Der Ent-
scheid, sich zu prostituieren, wird so als freiwillig dar-
gestellt, obwohl er in den meisten Fällen einer exi-
stenziellen Notsituation entspringt.

Barbara Zimmermann, GB-Mitglied

1 Vgl. Sociograph N°7/2009: Marché du sexe en Suisse

Wie freiwillig ist Prostitution
wirklich?
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Von links nach rechts: 
Maritza Le Breton, Expertin
Sexarbeit/ Frauenhandel, 
Franziska Schnyder, Opfer-
anwältin, Sabine Hohl, Philo-
sophin, Alma Redzic, Geschäfts-
führerin Verein Feministische
Wissenschaft Schweiz und 
Ursina Anderegg (Moderation)
auf dem Podium 
«Mein Körper gehört dir». 

Vorstösse I Erfolge 
� 2009 überwies der Stadtrat eine Motion der GB/JA!
Fraktion, die einen Planungskredit für die Umnut-
zung und städtebauliche Gestaltung der Schützen-
matte forderte. Dies war der Auslöser für den
aktuellen Planungsprozess und dessen – in einer er-
sten Phase – innovative, ergebnisoffene und partizi-
pative Ausgestaltung. Angesichts der grossen
Bedeutung des Gebiets ein Muss. Bereits am ersten
Treffen des Begleitgremiums mit rund 80 Teilnehmen-
den wurde deutlich: Die Parkplätze sind uner-
wünscht. Stattdessen soll die zukünftige Nutzung 

die Schützenmatte einem grossen Teil der Berner 
Bevölkerung zugänglich machen. Der Verkehr wird 
allerdings ein Schlüsselthema bleiben.  
Auf expliziten Wunsch des Begleitgremiums hin 
weichen nun vom 4.– 9. September die Parkplätze für
die Durchführung eines «Labors». Interessierte sollen
so auf der Schützenmatte die Möglichkeit haben, 
mit dem Ort zu experimentieren und ihn «in Beschlag
zu nehmen» – kein gewöhnliches Fest also, sondern
ein Diskurs am und über den Ort.



   

sicht

Spitzenplatz bei Arbeitsmarkt-
integration auch in Zukunft?

Obwohl die Bauteilbörse
sozial und auch ökolo-
gisch sinnvoll ist, droht
die Schliessung. In 
Diskussion ist die Fort-
führung durch eine neue
Trägerschaft. Die Stadt
unterstützt diese 
Bemühungen aktiv.
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Eine neue Studie zeigt, dass sich die Arbeitsmarktsi-
tuation für beruflich schlecht qualifizierte Personen
im Kanton Bern deutlich verschlechtert hat.2 Wegen
eines neuen kantonalen Verteilschlüssels erhält die
Stadt Bern weniger Geld für Beschäftigungsprogramme.
grün. befragte dazu Jürg Fassbind, den Leiter des städt-
ischen Kompetenzzentrums Arbeit.

Herr Fassbind, die Stadt Bern muss Stellen in der Ar-
beitsintegration kürzen. Welche Programme sind be-
troffen? 
� Wegen einer Neuverteilung der kantonalen Bei-
träge stehen der Stadt Bern bei den Beschäftigungs-
und Integrationsangeboten der Sozialhilfe (BIAS) ins-
gesamt 1.1 Mio. Franken weniger zur Verfügung. Dem
Gemeinderat ist die Arbeitsintegration ein wichtiges
Anliegen, weshalb er für das Jahr 2015 zusätzliche
städtische Mittel in der Höhe von 500‘000 Franken
gesprochen hat. Der verbleibende Sparbetrag von
über 600‘000 Franken kann jedoch nicht mit punktu-
ellen Einsparungen realisiert werden. Nach einer ver-
tieften Analyse haben wir schweren Herzens ent-
schieden, die Finanzierung der bewährten Angebote
der Bauteilbörse und des Textilateliers im Jahr 2015
einzustellen. Davon betroffen sind sieben Stadtmit-
arbeitende und rund 80 BIAS-Stellensuchende, welche
in diesen Betrieben arbeiten. Für die Stellensuchen-
den werden wir Ersatzlösungen anbieten. Unser Ziel

ist es, die Anzahl der BIAS-Einsatzplätze mittelfristig
auf dem heutigen Niveau zu halten, indem wir eher
kostenintensivere Angebote durch kostengünstigere
ersetzen. Ein mögliches künftiges Angebot könnte
etwa das zur Diskussion stehende Veloverleihsystem
sein. 

Was sind die Gründe für diesen Abbau? 
� Der Hintergrund ist der neue kantonale Verteil-
schlüssel. Biel und gewisse Agglomerationsgemein-
den profitieren davon; die Stadt Bern gehört zu den
grössten Verliererinnen. Im Grundsatz ist gegen den
neuen Verteilschlüssel nichts einzuwenden, da er die
Sozialhilfequote stärker berücksichtigt. Die Art der
Umsetzung und insbesondere die Kurzfristigkeit sind
für uns aber ein Problem. 

Können Sie uns den Erfolg dieser Programme
aufzeigen? 
� Die Einsatzplätze in der Bauteilbörse und im Textil-
atelier sind Elemente des erfolgreichen städtischen
Arbeitsintegrationsmodells. Das Modell sieht vor,
dass die Integration möglichst nahe am ersten Ar-
beitsmarkt passiert. Das heisst, dass Langzeitarbeits-
losen Einsatzplätze in externen Betrieben vermittelt
werden, wo sie den Puls des ersten Arbeitsmarkts spü-
ren und sozial integriert sind. Im Jahr 2013 engagier-
ten sich rund 730 Stellensuchende in BIAS-Einsatz-
plätzen. Davon arbeiteten gut 470 Stellensuchende in
externen und rund 260 in den internen Betrieben, wie
beispielsweise in den Velostationen und der Bauteil-
börse. Das externe Betriebsnetzwerk ist das Kern-
stück der städtischen Arbeitsintegration. Von den
rund 100 Stellensuchenden, die im letzten Jahr das An-
gebot der beruflichen Integration beendet haben, fan-
den 64 Prozent eine Stelle im ersten Arbeitsmarkt.
Mit dieser Integrationsquote steht die Stadt Bern
kantonal an der Spitze.

Ebenso haben wir Einsatzplätze in den internen
Betrieben (Velostationen, Bauteilbörse, Glasdesign,
Textilatelier), wo eine engere Begleitung möglich ist.
Diese sind somit vor allem für Stellensuchende von
grosser Bedeutung, die eine stärkere Unterstützung
benötigen. 

Interview: Cristina Anliker-Mansour, GB-Stadträtin 

2 Arbeitslosigkeit und Erwerbslosigkeit bei Tiefqualifizierten im
Kanton Bern; Büro BASS, 2014.
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Veranstaltungen Arbeitsgruppen
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� Mo, 8. September, 19.30 Uhr, kulturpunkt PROGR
Buchpräsentation und Gespräch «Die unheimlichen
Ökologen»
Das Buch wendet sich gegen die Vermischung von
Ökologie und Bevölkerungspolitik. Im Gespräch wird
die Bedeutung der Buchthemen für die Abstimmung
über die Ecopop-Initiative am 30. Nov. 2014 aus ver-
schiedenen Perspektiven beleuchtet. Es nehmen teil:
Balthasar Glättli, Nationalrat Grüne, Autor/Heraus-
geber, Leena Schmitter, GB-Stadträtin, Gastautorin,
Thomas Haemmerli, Präsident Gesellschaft offene &
moderne Schweiz. Infos auf www.gbbern.ch

� Mi, 10. September, 20.15 Uhr, Bollwerkstadt
Öffentliches Podium: Waldstadt – «Nein danke» 
oder «Ja gerne»?
Anschliessend an die Mitgliederversammlung disku-
tieren wir mit ExpertInnen über Fragen im Zusam-
menhang mit der einst geplanten Überbauung des
Bremgartenwaldes und der noch anstehenden Ab-
stimmung über die SVP-Initiative «Waldstadt – Nein
danke». Pro- und Kontrapunkte werden beleuchtet. 

� Sa, 13. August, Münsterplatz
Solidaritätslauf für Sans-Papiers
Der Solidaritätslauf für Sans-Papiers steht vor der
Tür! Es heisst wieder Laufschuhe montieren und für
die Unterstützung von Sans-Papiers Runden drehen.
Infos unter www.gbbern.ch 

Interna
� Die nächsten GB-Mitgliederversammlungen fin-
den am 10. September und 26. November statt. 

Sekretariat
Grünes Bündnis Stadt Bern
Neubrückstrasse 17, 3012 Bern,
Postfach 6411, 3001 Bern, Tel. 031 301 82 09,
info@gbbern, www.gbbern.ch 
Grünes Bündnis Stadt Bern auf Facebook: 
www.facebook.com/GruenesBuendnisBern
PC-Konto: 30-37923-6. Merci!

� Frauenpolitik
6. November, Kontakt: 
regula_buehlmann@bluewin.ch    

� Ökologie 
3. November, Kontakt: fragroba@gmx.ch 

� Internationales und Migration 
Kontakt: asancar@bluewin.ch

� Wirtschaft 
Kontakt: thomas.bauer@hotmail.ch 

� Bildungs- und Kulturpolitik
3. November, Kontakt: regula.nyffeler@bluewin.ch

� AG macht 
30. September, Kontakt:
anne.wegmueller@gmail.com

� Leitender Ausschuss 
17. September, Kontakt: info@gbbern.ch 

In der Vernehmlassung zur Planung Viererfeld/Mit-
telfeld schrieb das GB, es fehle dem Projekt der
«Leuchtturm-Charakter». Es bräuchte dort eine
Siedlung, die mit leuchtendem Beispiel vorangeht. 
Das stelle ich mir so vor: Dicht und günstig: Die Trä-
gerschaft ist gemeinnützig. Die Wohnungen sind
zwar eher klein, dafür gibt es viele gemeinschaftli-
che Räume. Die BewohnerInnen entscheiden, wie
diese genutzt werden, ob als Werkstatt, KiTa, Mu-
sikzimmer, Fitnessraum, Atelier, Bibliothek, Kino,
Bar, Gästewohnung, Fussballrasen oder Gemein-
schaftsgarten. Durchmischt: von jung bis alt, von
alleinstehend über WG bis Grossfamilie, von arm
bis reich, aus dem Ausland und dem Inland. Durch

die gemeinsame Bewirtschaftung der Räume ent-
steht eine Kultur, die bewirkt, dass Menschen mit
unterschiedlichsten sozialen Hintergründen mit-
einander in Verbindung treten können. Ökologisch:
die Häuser sind nachhaltig und energieminimiert
gebaut. Der geringe Flächenbedarf pro Person er-
höht die Energieeffizienz ebenfalls. Die Läden auf
dem Areal verkaufen lokale, biologische und faire
Produkte für den täglichen Bedarf. Das Stadtzen-
trum ist so nahe, dass die meisten grösseren Besor-
gungen und der Arbeitsweg zu Fuss oder mit dem
Fahrrad bewältigt werden können. Wer nicht so
sportlich ist, nimmt den Bus, der gleich vor der
Haustüre hält. Ein Auto ist deshalb in den meisten
Fällen überflüssig. Setzen wir alles daran, dass auf
dem Viererfeld/Mittelfeld ein solcher Leuchtturm
entsteht!

schluss

Katharina Gallizzi, 
GB-Mitglied
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